
Gesetzentwurf zur Reform des finanziellen öffentlichen Dienstrechts

Wansch/Lenz: 
Genaue Prüfung erforderlich
Austausch zwischen SPD-Landtagsfraktion und dbb Landesleitung
Ein umfangreiches und in den 
Details kompliziertes Rechts-
setzungsprojekt erfordert ge-
naues Hinschauen, eine einge-
hende Prüfung und ein exak-
tes Messen der Haushaltsaus-
wirkungen, so übereinstim-
mend der finanzpolitische 
Sprecher der SPD-Landtags-
fraktion, Thomas Wansch, und 
die dbb Landesvorsitzende Lilli 
Lenz.

Fast fünfhundert Seiten eines 
Regierungsentwurfs zur Re-
form von Besoldung und Ver-
sorgung der Beamtinnen und 
Beamten im rheinland-pfälzi-
schen Landes- und Kommu-
naldienst waren Gegenstand 
eines Gespräches zwischen 
dem SPD-Fraktionsarbeitskreis 
,Haushalt und Finanzen’ und 
der Landesleitung des dbb  
am 6. November 2012 in 
Mainz.

Der dbb rheinland-pfalz trug 
dazu die wesentlichen Punkte 
seiner schon im Regierungs-
verfahren geäußerten Kritik 
vor. Beispielsweise wendet er 
sich gegen die besoldungs-
rechtlich für die neue Erfah-
rungsstufenbestimmung maxi-
mal anerkennbare Kinder- 
erziehungszeit von nur einem 
Jahr, gegen die versorgungs-
rechtlich vorgesehene Verrin-
gerung der anrechenbaren 
Hochschulausbildungszeiten 
und ganz besonders gegen die 

beabsichtigte Streichung des 
Tagegeldes von 5,11 Euro für 
Dienstreisen mit unter 
14-stündiger Dauer.

Lilli Lenz: „Wenn schon so ge-
knappst wird, dann muss die 
Haushaltsnot unvorstellbar 
groß sein. Man hat den Ein-
druck, das Land kratzt den Kitt 
von den Fenstern.“

Die dbb Delegation forderte 
auch die Erhöhung und Ruhe-
gehaltfähigkeit von Zulagen, 
etwa für den Justizvollzugs-
dienst und das Umklappen der 
kürzlich beschlossenen Ab-

schaffung der Praxisgebühr 
auf das rheinland-pfälzische 
Beihilfenrecht.

Den SPD-Landtagsabgeordne-
ten ging es um das frühe Aus-
loten von Spielräumen im Ge-
setzentwurf unter Berücksich-
tigung der Konsequenzen für 
den Landeshaushalt. Insbeson-
dere hinsichtlich der Tagegeld-
streichung, aber auch bezüg-
lich der Folgerungen aus der 
Praxisgebührabschaffung sag-
ten sie eine Prüfung und eine 
Rücksprache mit der Landesre-
gierung zu. Dabei soll auch die 

Verlängerung der vorletzten 
Alters- bzw. Erfahrungsstufe 
ab Besoldungsgruppe A 11 der 
Besoldungstabelle um ein Jahr 
auf fünf Jahre einbezogen wer-
den.

Thomas Wansch, finanzpoliti-
scher Sprecher der SPD-Land-
tagsfraktion: „Der Auftrag  
der Regierungskoalition heißt 
Einhaltung der Verfassungs-
vorgaben zur Schuldenbremse 
durch Sparen, aber nicht in 
überdrehter Form. Man muss 
rechnen, was geht und was 
nicht.“ 

> Nach intensivem Gespräch (von links): stellv. dbb Landesvorsitzende Friedrich Berg, Gerhard Bold und Torsten 
Bach, dbb Landesvorsitzende Lilli Lenz, SPD-Fraktionsvorsitzender Hendrik Hering, Abgeordneter Frank Puchtler 
(Vorsitzender des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags), Parlamentarische Geschäftsführerin Barbara 
Schleicher-Rothmund, Haushaltspolitischer Fraktionssprecher Thomas Wansch, stellv. Fraktionsvorsitzender  
Günther Ramsauer. Foto:db
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Rechtsschutz gegen „5 x 1 %“-Deckelung von Besoldung und Versorgung

Sensation: KEIN Antrag nötig!
Zuständiges Finanzministerium stimmt radikaler Verfahrensvereinfachung für den Landesdienst zu
Was müssen Beamtinnen und 
Beamte rechtlich gesehen in 
der Regel tun, wenn sie an-
spruchwahrend vom Dienst-
herren etwas in Bezug auf ihre 
Besoldung (beziehungsweise 
Versorgung) fordern wollen?

Richtig: Sie müssen spätestens 
bis zum Ende des Haushalts-
jahres, in dem die aus ihrer 
Sicht nicht korrekte Bezahlung 
zum ersten Mal erfolgt ist, bei 
der zuständigen Bezügestelle 
einen Antrag auf amtsange-
messene Bezahlung stellen. 
Zeitnahe Geltendmachung 
nennt man das. Diese Geltend-
machung erfolgt üblicherwei-
se schriftlich. 

Genau dazu hat der dbb rhein-
land-pfalz seine Einzelmitglie-
der kürzlich im Zusammen-
hang mit der „5 x 1 %“-Decke-
lung von Besoldung und Ver-
sorgung im Landes- und Kom-
munaldienst infolge des Ersten 
Dienstrechtsänderungsgeset-
zes zur Verbesserung der Haus-
haltsfinanzierung aufgerufen 
(Vergleiche zuletzt „durch-
blick“ 11/2012, Seite 5 samt 
Musterantrag).

Gegen die fünf inflationsberei-
nigten Minusrunden aus dem 
erwähnten Gesetz bringt die 
Gewerkschaft nämlich Muster-
kläger in Stellung in Abstim-
mung mit dem für das finanzi-
elle Dienstrecht zuständigen 
Ministerium der Finanzen 
Rheinland-Pfalz.

Der Charme dieser Lösung liegt 
darin, dass dann alle Nicht-
Musterkläger lediglich den er-
wähnten Musterantrag zu stel-
len brauchen, denn:

zz dieser Antrag wird bei den 
Bezügestellen direkt als  
vorverfahrenauslösender  
Widerspruch gewertet  
und

zz führt zum Ruhen des Vorver-
fahrens, bis die Musterkla-
gen entschieden sind.

So die bisherige, „kundenori-
entierte“ Taktik des dbb rhein-
land-pfalz, die das Finanzmi-
nisterium und auch die kom-
munalen Dienstherren zwi-
schenzeitlich als verfahrens-
ökonomischen Weg bei der 
„5 x 1 %“-Deckelung mitgegan-
gen sind wie schon so oft in 
der Vergangenheit bei anderen 
Rechtsfragen und Massenver-
fahren im Dienstrecht.

 < JETZT: Neuer Weg 
im Landesdienst: 
(Muster-)Antrag 
nicht mehr nötig!

Seit Ende November ist klar, 
dass im Bereich des Landes-
dienstes selbst die an sich 
rechtlich als üblich und not-
wendig angesehene (Muster-) 
Antragstellung für Nicht- 
Musterkläger überflüssig ist.

Das Finanzministerium hat 
sich nämlich bereit erklärt, 
höchstrichterliche Urteile in 
den anzustrengenden dbb 
Musterverfahren jedenfalls  
zu akzeptieren mit der Folge, 
dass alle betroffenen Nicht-
Musterkläger – also alle Beam-
tinnen, Beamte, Versorgungs-
empfängerinnen und -emp-
fänger im Landesdienst –  
automatisch am Verfahrens-
ausgang teilhaben, ohne dass 
es auf eine individuelle Antrag-
stellung zur rechten Zeit an-
kommt.

Kurz: Sollten die dbb Muster-
klagen erfolgreich sein und 
etwa für 2013 eine höhere Li-
nearanpassung als ein Prozent 
ergeben, so würde diese höhe-
re Anpassung nicht nur den 
obsiegenden Musterklägern, 
sondern allen Landesbeamten 
zugute kommen.

 < Was heißt das?
Der vom dbb rheinland-pfalz 
veröffentlichte Musterantrag 
braucht nicht gestellt zu wer-
den.

Jeder Beamte und Versor-
gungsempfänger im Landes-
dienst kann den Musterverfah-
rensausgang ruhig abwarten 
und braucht noch nicht einmal 
ein Schreiben an die Bezüge-
stelle zu richten. Zweifelsfälle, 
in denen Beamte etwa den 
(Muster-)Antrag erst ganz zum 
Schluss des Jahres absetzen 
und dieser erst zu Beginn des 
neuen Jahres bei der Bezüge-
stelle eingeht, sind somit aus-
geschlossen. Der Zentralen Be-
soldungs- und Versorgungs-
stelle ZBV wird der Zugang von 
zahlreichen Anträgen erspart. 
Die ZBV muss nicht auf Ru-
hendstellungsgesuche antwor-
ten, braucht keine Eingangsbe-
stätigungen zu verschicken 
und hat es somit viel einfacher 
als etwa zuletzt beim Verfah-
ren um die eventuelle alters-
diskriminierende Besoldung 
aus den Altersstufen der Besol-
dungsordnung A. 

 < Erfolg für den dbb
Zwar hat der dbb rheinland-
pfalz in jahrelanger Praxis eine 
gewisse Routine im Streuen 
von Musterschreiben und im 
Hinweisen auf nötige Verfah-
rensschritte bekommen. Trotz 
breiter Information und ge-
nauer, über die Mitgliedsge-
werkschaften multiplizierter 
Anleitungen kam es aber bei 
Massenverfahren im finanziel-
len Dienstrecht immer wieder 
zu Reibungsverlusten. Jeder 
kennt das: Da war doch noch 
etwas, was man vor dem Jah-
resende erledigen wollte und 
dann ist Weihnachten vorüber 
und man muss sich sputen, 

will man den von der Gewerk-
schaft gegebenen Rat zur An-
tragstellung im eigenen Inter-
esse noch befolgen. In der Eile 
passieren Fehler und schon ist 
man in die ohnehin oft ver-
zwickten Materie gleich richtig 
verwickelt. Alles das kann man 
sich nun in Bezug auf die 
„5 x 1 %“-Bezahlungsdeckelung 
im Landesdienst ersparen.

Oft hatte der dbb rheinland-
pfalz darauf hingewiesen, dass 
das Massenverfahrenmanage-
ment einfacher funktionieren 
müsste. Nun hat das Ministeri-
um der Finanzen ein Einsehen. 
Es vereinfacht die Teilhabe am 
Musterverfahrensausgang ra-
dikal. Das ist im Sinne der 
Nicht-Musterkläger, das ist im 
Sinne der Einzelmitgliedschaft 
des dbb rheinland-pfalz.

Im entsprechenden Schreiben 
an den dbb rheinland-pfalz 
heißt es:

„Um das Verfahren einfach und 
ökonomisch zu gestalten, wird 
die Landesregierung eine 
höchstrichterliche Entscheidung 
für alle Beamtinnen und Beam-
ten, Richterinnen und Richter 
akzeptieren, ganz gleich, ob 
diese Widerspruch eingelegt 
haben beziehungsweise einen 
Antrag auf amtsangemessene 
Bezahlung gestellt haben oder 
nicht. Sollte entgegen den Er-
wartungen der Landesregie-
rung daher höchstrichterlich 
entschieden werden, dass eine 
amtsangemessene Bezahlung 
der rheinland-pfälzischen Be-
amtinnen und Beamten in den 
Jahren 2012 bis 2016 nicht 
mehr gewährleistet ist, wird die 
Landesregierung dem parla-
mentarischen Gesetzgeber 
empfehlen, eine entsprechende 
Gesetzeskorrektur unter Be-
rücksichtigung der dann vorge-
gebenen gerichtlichen Parame-
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Euro1)0, Bezügekonto für den
öffentlichen Sektor

0,– Euro Bezügekonto1)

• Kostenfreie Kontoführung inkl. BankCard
und viele weitere attraktive Extras!

6,99 %2) p. a. Abruf-Dispokredit 1)
• Bis zum 7-Fachen Ihrer Nettobezüge

Beispiel:
Nettodarlehensbetrag 10.000,– Euro
Laufzeit 12 Monate
Sollzinssatz (veränderlich) 6,99 % p. a.
Effektiver Jahreszins 7,18 %

Den günstigen Abruf-Dispokredit bieten wir Ihnen in Abhängig-
keit Ihrer Bonität bis zu einem Nettodarlehensbetrag in Höhe
von 50.000,– Euro und für eine Laufzeit von bis zu 4 Jahren an.

0,– Euro Depot1)
• Einfacher und kostenfreier Depotübertrag

Seit ihrer Gründung als Selbsthilfeeinrichtung für Beamte im Jahre 1921 betreut die
BBBank erfolgreich Beamtinnen, Beamte und Beschäftigte im öffentlichen Dienst.
Dank dieser langjährigen Erfahrung und Historie als Beamtenbank in Verbindung
mit einem besonderen Produkt- und Dienstleistungsangebot sind wir bis heute
bevorzugter Partner der Beschäftigten des öffentlichen Sektors.

Jetzt informieren:
www.bezuegekonto.de oder
Tel. 0 800/40 60 40 160 (kostenfrei)
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+ 30,– Euro Start-
guthaben über das
ddb vorsorgewerk

Frohe Weihnachten
und ein glückliches
neues Jahr wünscht
Ihnen die BBBank!
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ter im ausgeurteilten Zeitraum 
für alle Besoldungs- und Versor-
gungsempfängerinnen und 
-empfänger rückwirkend vor-
zunehmen.“

Es ist zum gegenwärtigen Zeit-
punkt nicht davon auszuge-
hen, dass sich die kommunalen 
Dienstherren dieser Verfah-

rensweise anschließen wer-
den. Für den Kommunaldienst 
gilt folglich: Anträge gegen die 
„5 x 1 %“-Deckelung müssen 
bis zum 31. Dezember 2012 bei 
der zuständigen Bezügestelle 
eingehen, wenn das Jahr 2012 
in die Antragstellung „einge-
preist“ werden soll. Es schließt 

sich eine Ruhendstellung durch 
die kommunalen Dienstherren 
an, so Verlautbarungen der 
Kommunalen Spitzenverbän-
de.

Im Übrigen wird sich zeigen, 
ob das Land des Gewinns der 
Musterverfahren so sicher  
sein kann, wie es nach Verzicht 

auf die reglementierende zeit-
nahe Geltendmachung per An-
tragsschreiben den Anschein 
hat.

Zeigen wird sich auch, ob die 
radikale Verfahrensvereinfa-
chung auch in zukünftigen 
Massenverfahren zum Tragen 
kommt. 

dbb Bundesgewerkschaftstag 2012

Neue Bundesleitung, neuer Aufbau
dbb Chef Klaus Dauderstädt fordert Demografie-Pakt für den öffentlichen Dienst
Der 23. Gewerkschaftstag des 
dbb stand unter dem Motto 
„Leistung macht Staat“ und 
folgte einem ausgeklügelten 
Zeitplan: Zunächst stimmte 
der Gewerkschaftstag der dbb 
tarifunion der notwendigen 
Satzungsänderung zu, bevor 
am Folgetag der reine Gewerk-
schaftstag des dbb mit fast 95 
Prozent der Stimmen die Ver-
schmelzung mit der dbb tarif-
union beschloss. Sodann konn-
te der Gewerkschaftstag der 
dbb tarifunion seinen eigenen 
Verschmelzungsbeschluss fas-
sen – mit 98 Prozent seiner 
Stimmen. Schließlich kamen 
beide Gremien zusammen zum 
verschmolzenen, „großen“ Ge-
werkschaftstag des dbb, um 
eine neue, erweiterte Bundes-
leitung zu wählen und die ein-
gegangenen Anträge zu bear-
beiten.

 < Verschmelzung
Die Verschmelzung von dbb 
und dbb tarifunion schließt ei-
nen Prozess ab, in dem die dbb 
tarifunion immer näher an den 
dbb herangerückt ist bis hin 
zur Eingliederung der Ge-
schäftsstelle in die Bundesge-
schäftsstelle des dbb als eige-
ner Geschäftsbereich. Das 
Zusammengehen vereinfacht 
die Interessenvertretung für 
1,26 Millionen Einzelmitglieder 
durch Effizienzsteigerung und 
Erhöhung der politischen 
Schlagkraft. Jetzt wird auch im 

Gewerkschaftsaufbau abgebil-
det, was faktisch bereits zähl-
te, nämlich das solidarische 
Miteinander von Beamten und 
Arbeitnehmern im öffentli-
chen Dienst.

 < Neue Bundesleitung
Der Gewerkschaftstag wählte 
den bisherigen Stellvertreter 
und GdS-Bundesvorsitzenden 
Klaus Dauderstädt zum neuen 
dbb Chef (511 von 855 gültigen 
Stimmen), der Gegenkandidat 
Rolf Habermann, Vorsitzender 
des Bayerischen Beamtenbun-
des BBB, erhielt 335 Stimmen 
(bei neun Enthaltungen).

Die neue Bundesleitung hat 
nun neun anstatt bisher sie-
ben Mitglieder, denn es gibt 
zwei hauptamtliche Stellver-
treter: Gewählt zum Zweiten 
Vorsitzenden und Fachvor-
stand Tarifpolitik wurde Willi 
Russ (DPVKOM, 817 Stimmen); 
stellvertretender Bundesvor-
sitzender und Fachvorstand 
Beamtenpolitik ist Hans-Ulrich 
Benra (VBOB, 606 Stimmen).

Als stellvertretende Bundes-
vorsitzende wurden weiter in 
einem Wahlgang in die Bun-
desleitung gewählt:

Kirsten Lühmann (DPolG, 763 
Stimmen), Astrid Hollmann 
(VRFF, 727 Stimmen), Ulrich Sil-
berbach (komba, 709 Stim-
men), Thomas Eigenthaler 
(DSTG, 691 Stimmen), Claus 

Weselsky (GDL, 658 Stimmen) 
und Volker Stich (Vorsitzender 
des Beamtenbundes Baden-
Württemberg BBW, 483 Stim-
men).

 < dbb rlp-Delegation
Zwölf Stimmen standen dem 
dbb Landesbund beim „gro-
ßen“ Gewerkschaftstag letzt-
lich zu.

Neben der Landesleitung – 
Landesvorsitzende Lilli Lenz 
und die stellvertretenden Lan-
desvorsitzenden Torsten Bach, 
Gerhard Bold sowie Elke 
Schwabl – nahmen für den dbb 
rheinland-pfalz teil Daniel 
Bach (komba), Gerhard Bißbort 
(DSTG), Kai Ebner (dbb jugend), 
Wolfgang Faber (DPolG), Hu-
bertus Kunz (VBE) und Ingo 
Scheit (VDSTRA). Für kurzfris-
tig verhinderte Delegations-
mitglieder halfen nach Stimm-

rechtsübertragung unter 
anderem aus Andrea Meyer 
(BDR) und Rolf Rump (DVG/
VOL).

 < Bundestarifkommis-
sion konstituiert

Auch die neue Bundestarif-
kommission des dbb hat sich in 
Berlin konstituiert. Vorsitzen-
der ist der Zweite dbb Bundes-
vorsitzende Willi Russ mit den 
Stellvertretern Siegfried 
Damm (VDSTRA), Andreas 
Hemsing (komba), Karl-Heinz 
Leverkus (DSTG), Thomas Gel-
ling (GDL), Siglinde Hasse (GdS) 
und Jens Weichelt (VBE). Be-
reits am 10. und 11. Dezember 
2012 wird die Kommission die 
2013er-Tarifforderung des dbb 
für den TV-L beschließen.

Auch mit Blick darauf kündigte 
der neue dbb Bundesvorsitzen-
de Klaus Dauderstädt an: „Wir 

> Schnelles Foto zwischendurch (von links): dbb Landesvorsitzende  
Lilli Lenz, der frisch gewählte dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt, 
dbb Landesehrenvorsitzende Brigitte Stopp, stellv. dbb Landesvorsitzen-
der und VBE-Landeschef Gerhard Bold, BDR-Landesvorsitzende Andrea 
Meyer und dbb Bundesehrenvorsitzender Peter Heesen.
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werden unsere Kernkompe-
tenz als Beamtenvertretung 
ausbauen und die neue Tariffä-
higkeit des dbb kraftvoll zur 
Geltung bringen.“

Vorher hatte er im Rahmen der 
öffentlichen Veranstaltung des 
Gewerkschaftstages eine mit-
reißende programmatische 
Rede gehalten.

Darin forderte der neue dbb 
Chef einen aufgefächerten, 
Statusgruppen übergreifenden 
Demografie-Pakt für den öf-
fentlichen Dienst, um das hohe 

Leistungsniveau öffentlicher 
Dienstleistungen auch ange-
sichts knapper Kassen und ei-
ner alternden Bevölkerung in 
Zukunft zu sichern. Weiter er-
teilte er Bestrebungen zu ei-
nem Einheitsdienstrecht, einer 
Einheitsversicherung, einer 
Einheitsgewerkschaft, zur ge-
setzlichen Tarifeinheit und 
zum Beamtenstreikrecht eine 
deutliche Absage.  
Siehe im Internet:  
http://www.dbb.de/fileadmin/
pdfs/2012/121113_rede_ 
dauderstaedt.pdf 

dbb Bundesgewerkschaftstag 2012 in Berlin

Anträge des Landesbundes angenommen
Höchstes Beschlussgremium entscheidet über insgesamt 650 Anträge
Dank akribischer Vorbereitung 
in den Antragsausschüssen des 
Bundeshauptvorstandes und 
in den Arbeitskreisen des Bun-
desgewerkschaftstages ging 
es am 14. November 2012 im 
Estrel-Kongresszentrum trotz 
der recht hohen Antragszahl 
schnell. Durch die Bündelung 
nach Themenbereichen, durch 
eine entsprechende Abstim-
mung „en bloc“ und wegen der 
konzentrierten Zusammenar-
beit der Delegierten mit dem 
kompetenten Tagungspräsidi-
um – mit der dbb Landeschefin 
Lilli Lenz als Stellvertreterin – 
an diesem letzten Tag des Ge-
werkschaftstages konnte der 
Zeitplan locker eingehalten 
und der Gewerkschaftstag 
nach dem Schlusswort des 
neuen Bundesvorsitzenden 
Klaus Dauderstädt pünktlich 
beendet werden.

Die Anträge, allen voran die 
Leitanträge des Bundeshaupt-
vorstandes, waren vorher 
mehrfach vorberaten und 
durchgeackert worden, zuletzt 
in sechs Gewerkschaftstag- 
arbeitskreisen.

Der dbb rheinland-pfalz hatte 
vier Anträge eingereicht, von 

denen drei angenommen und 
einer als Arbeitsmaterial quali-
fiziert wurde. Wegen der 
„5 x 1 %“-Deckelung von Besol-
dung und Versorgung lag zu-
nächst folgender Antrag nahe:

 < Finanzielles  
Dienstrecht:  
Besoldungs- und 
versorgungsrecht- 
licher Teilhabe-
grundsatz

Der Gewerkschaftstag möge 
beschließen:

Der dbb setzt sich für die bun-
desweite Verhinderung bezie-
hungsweise für die eventuelle 
rechtliche Überprüfung von 
grundgesetzlich zweifelhaften 
Überdehnungen des beamten-
rechtlichen Teilhabegrundsat-
zes bei Besoldung und Versor-
gung ein.

Begründung: 
Angesichts der auf Bundes- 
und Länderebene vielfach ver-
fassungsrechtlich geschaffe-
nen, staatsbezogenen Schul-
denregeln steigt der gesetzge-
berische Wille zu weiteren, 
verschärften Sparmaßnahmen 
zulasten des Personals im öf-
fentlichen Dienst.

In Rheinland-Pfalz etwa wurden 
durch das „Erste Dienstrechts-
änderungsgesetz zur Verbesse-
rung der Haushaltsfinanzie-
rung“ vom 20. Dezember 2011 
(GVBl. Seite 430) für die Jahre 
2012 bis 2016 fünf Mini-Linea-
ranpassungen von Besoldung 
und Versorgung der Landes- und 
Kommunalbeamten festgelegt 
von jeweils einem Prozent.

Diese inflationsbereinigten Mi-
nusrunden, deren Anpassung 
wegen anderweitiger Kürzun-
gen aus dem genannten Ge-
setz nicht bei den Betroffenen 
ankommen, bedeuten eine 
Entkernung des beamtenrecht-
lichen Teilhabegrundsatzes, 
weil laut Gesetz der zur Beur-
teilung der Amtsangemessen-
heit der Alimentation elemen-
tare Maßstab der „allgemei-
nen wirtschaftlichen Entwick-
lung“ langfristig völlig außer 
Acht gelassen wird.

Es besteht die Gefahr, dass die-
ses Beispiel der Abkoppelung 
von Besoldung und Versor-
gung im Geltungsbereich an-
derer Besoldungs- und Versor-
gungsgesetze Schule macht. 
Dem ist auf allen gewerk-
schaftlichen Ebenen entgegen-

zutreten. Denn „Schulden-
bremsen“ dürfen nicht dazu 
missbraucht werden, haushal-
terische Pflichtaufwendungen 
der öffentlichen Hand wie die 
Beamtenalimentation unge-
recht und übermäßig zusam-
menzustreichen.

Natürlich befasst sich der Lan-
desbund nicht nur mit Beamten-
recht und beantragte daher im

 < Tarifrecht: 
Neue Modelle für 
ein demografie- 
festes Arbeitsleben

Der Gewerkschaftstag wolle 
beschließen:

Der dbb wird beauftragt, im 
Rahmen künftiger Tarifverhand-
lungen verstärkt auf die Einfüh-
rung von Arbeitsmodellen hin-
zuwirken, die der Gesunderhal-
tung dienen, eine vernünftige 
Brücke in den Ruhestand anbie-
ten und gleichzeitig den öffentli-
chen Dienst für die junge Gene-
ration attraktiv machen.

Reisen

Atlantikküste-Vendée, wunderschöne 
Ferienhäuser, direkt am Meer, pers. ausge-
sucht. Tel. (02684) 958223 www.vendee.de

FRANKREICH

> Alles Rheinland-Pfälzer: Landsfrauen und -männer umrahmen den Zwei-
ten dbb Bundesvorsitzenden und Fachvorstand Tarifpolitik, Willi Russ 
(Geburtsort Trier; vorn, vierter von links), nach der öffentlichen Veranstal-
tung des Gewerkschaftstages.
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Dieser Antrag wurde aus der 
seinerzeitigen Entschließung 
des Hauptvorstandes vom  
8. November 2011 entwickelt, 
die ihrerseits auf die dbb ar-
beitnehmervertretung rhein-
land-pfalz zurückgeht.

So ist der dbb rheinland-pfalz 
der Meinung: Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer stehen vor ge-
waltigen demografischen Her-
ausforderungen. Jeder weiß, 
dass die Bevölkerungszahl 
schrumpft, wobei die Men-
schen gleichzeitig älter werden 
und somit auch länger Versor-
gungsleistungen beziehen.

Dieser Herausforderung müs-
sen sich die öffentlichen Ar-
beitgeber stellen. Mit ihnen 
sind auch die Arbeitnehmer 
des öffentlichen Dienstes ge-
fordert, nach kreativen Lösun-
gen zu suchen. Denn nur, wenn 
der öffentliche Dienst für Ar-
beitnehmer attraktiv bleibt, 
kann er seine Leistungsfähig-
keit erhalten.

Im Interesse aller Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer 
des öffentlichen Dienstes ist 
die Entwicklung der Demogra-
fie viel genauer in den Blick zu 
nehmen.

Angenommen wurde auch ein 
Antrag auf:

 < Gleichbehandlung 
in der Versorgung 
und Rente

Der Gewerkschaftstag möge 
beschließen:

Die dbb bundesleitung möge 
sich dafür einsetzen, dass Frau-
en, deren Kind vor 1992 gebo-
ren wurde, bei der Anrechnung 
auf die Versorgung und Rente 
gleichbehandelt werden mit 
denen, deren Kind nach dem 
31. März 1992 geboren wurde.

Dieser von der dbb landesfrau-
envertretung rheinland-pfalz 
stammende Antrag gegen un-
terschiedliche Anrechnung von 
Kindererziehungszeiten wurde 
in einen versorgungs- und ei-

nen rentenrechtlichen Teil ge-
splittet und jeweils in Gestalt 
eines ähnlich lautenden An-
trags – einmal von der DPV-
KOM und einmal vom dbb saar 
– angenommen.

 < Arbeitsmaterial: 
Ansparurlaub für  
Tarifbeschäftigte im 
öffentlichen Dienst

Der Gewerkschaftstag wolle 
beschließen:

Der dbb wird beauftragt, sich im 
Rahmen von Tarifverhandlun-
gen im Hinblick auf die Verbes-
serung der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie ohne grund-
sätzliche Infragestellung der bis-
herigen Urlaubsregelungen für 
die tarifrechtliche Ermöglichung 
der Bildung sogenannten An-
sparurlaubs einzusetzen.

Der dbb rheinland-pfalz ver-
wies hierzu auf § 11 a der Ur-
laubsverordnung in Rheinland-
Pfalz und ähnliche Vorschrif-
ten anderer Dienstherren. 

> Kurze Verschnaufpause beim 
Wahlmarathon: stellv. dbb Lan-
desvorsitzende und Schatzmeis-
terin Elke Schwabl mit dbb Lan-
desvorsitzender Lilli Lenz, die 
sowohl vom „kleinen“ als auch 
vom „großen“ dbb Gewerk-
schaftstag jeweils als Stellver-
treterin in das Tagungspräsidi-
um gewählt wurde, wo sie bei 
der zügigen Tagesordnungsab-
wicklung sowie – mit konzent-
riertem Tempo – bei der Be-
schlussfassung über die Anträge 
mithalf.
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Forschungsprojekt

Briten interessieren sich für Föderalismusreform
Dr. Ed Turner von der Aston University zu Gast beim Landesbund
Zu einem Interview über die 
dienstrechtlichen Folgen der 
Föderalismusreform aus Sicht 
des dbb rheinland-pfalz be-
suchte Dr. Ed Turner Anfang 
November 2012 die dbb Lan-
desvorsitzende Lilli Lenz in 
Mainz.

Dr. Turner ist Politologe am  
Aston Centre for Europe der 
Universität Aston in Birming-
ham, Großbritannien.

Zurzeit beschäftigt er sich mit 
einem vom Deutschen Akade-
mischen Austauschdienst 
DAAD geförderten For-
schungsprojekt über die Re-
form der gesetzgeberischen 
Kompetenzverteilungen infol-
ge der Föderalismusneuord-
nung in Deutschland.

Überprüft werden soll dabei 
insbesondere, inwieweit die 
Bundesländer von den neu zu-
gewachsenen Kompetenzen 
etwa im Besoldungs-, Versor-
gungs- und Laufbahnrecht Ge-
brauch machen. Forschungsge-
genstand ist dann, ob sich die 
Hypothese eines Wettbewerbs 
zwischen den Bundesländern 
bestätigt.

Neben Rheinland-Pfalz wur-
den auch Bayern, Berlin, 
Schleswig-Holstein und Thü-
ringen zur Untersuchung aus-
gewählt.

Im Rahmen des Interviews ver-
deutlichte die dbb Landesche-
fin Lilli Lenz durch zahlreiche 
Praxisbeispiele und insbeson-
dere besoldungsrechtliche 

Darstellungen, wie sich Rhein-
land-Pfalz angesichts der Fö-
deralismusreform verhält und 
welche Folgen die weitere De-
zentralisierung der Beamten-
besoldung 
für das Per-
sonal im öf-
fentlichen 
Dienst hat. 
Per „rhein-
land-pfälzi-
schem Rund-
umblick“ 
wurden die 
zahlreichen 
Fragen be-
antwortet, 
die Dr. Turner 
als Kenner 
der Materie 

stellte – mit kritischem Ergeb-
nis für das Bundesland, das aus 
Sicht des Landesbundes nicht 
zu den Gewinnern der Födera-
lismusreform gehört.

> dbb Landesvorsitzende Lilli Lenz und Dr. Ed Turner.  
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Streichung der „Praxisgebühr“

dbb fordert Entlastung der Beihilfeberechtigten
Finanzministerium lehnt ab
Der dbb rheinland-pfalz hat 
Finanzminister Dr. Carsten 
Kühl mit Schreiben vom 8. No-
vember 2012 aufgefordert, 
den Wegfall der Praxisgebühr 
in der gesetzlichen Kranken-
versicherung auch auf Beam-
tinnen und Beamte im Landes- 
und Kommunaldienst zu 
übertragen. 

Dies sollte geschehen durch 
die entsprechende Absenkung 

der beihilferechtlichen Kosten-
dämpfungspauschale.

Durch die mit der Vierzehnten 
Landesverordnung zur Ände-
rung der Beihilfenverordnung 
vom 10. November 2002 zum 
1. Januar 2003 eingeführten 
Kostendämpfungspauschale 
beteiligen sich die Beihilfebe-
rechtigten mit einem erhebli-
chen Eigenanteil – jährlich 
meist zwischen 100 und 300 

Euro – an den Krankheitskos-
ten. Das bedeutet Haushalts-
entlastung in mehrfacher Mil-
lionenhöhe beim Land und den 
Kommunen.

Sowohl die Gebühr als auch die 
Pauschale dienen als Aufwen-
dungspuffer zugunsten des 
Kostenträgers.

Da die Kostendämpfungspau-
schale im Land ein Jahr vor der 
bundesrechtlichen Praxisge-

bühr in Kraft trat, lehnte das 
Finanzministerium schon we-
gen des Zeitgefüges einen 
Kausalzusammenhang zwi-
schen Pauschale und Gebühr 
mit Schreiben vom 20. Novem-
ber 2012 ab. Außerdem seien 
die Beträge der Kostendämp-
fungspauschale nicht wegen 
der Praxisgebühreinführung 
erhöht worden. Folglich ist 
eine Absenkung der Pauschale 
nicht beabsichtigt. 

dbb landesfrauenvertretung rheinland-pfalz

Claudia Rüdell folgt Barbara Artz
Geschäftsführung neu gewählt
(lfv) Die dbb landesfrauenver-
tretung tagte am 25. Oktober 
2012 in Mainz. Im Mittelpunkt 
der Sitzung standen Nachwah-
len.

Die bisherige Vorsitzende Bar-
bara Artz (VBE) trat nach vie-
len Jahren an der Spitze der 
Frauenorganisation zurück. 

Sie bedankte sich beim Vor-
stand und der gesamten Lan-
desfrauenvertretung für die 
gute Unterstützung und Zu-
sammenarbeit. Sie begründete 
ihren Rücktritt mit ihrem be-
vorstehenden Ruhestand. 

Sie wünschte allen Kolleginnen 
eine neue schlagfertige dbb 
landesfrauenvertretung und 
eine gute Motivation junger 
Frauen, im dbb mitzuarbeiten.

Für ihre Nachfolge kandidierte 
Claudia Rüdell von der DSTG. 
Die 46-jährige Betriebsprüferin 

aus Koblenz ist seit zwölf Jah-
ren Vorsitzende der DSTG-Lan-
desfrauenvertretung Rhein-
land-Pfalz und seit neun 
Jahren Schatzmeisterin der 
DSTG-Bundesfrauenvertre-
tung. Beruflich ist Claudia Rü-
dell im Finanzamt Koblenz als 
örtliche Personalratsvorsitzen-
de tätig. Ebenso ist sie Mitglied 
im Bezirks- und Hauptperso-
nalrat bei der Oberfinanzdirek-

tion Koblenz und des Ministe-
riums der Finanzen in Mainz. 
Die Vertreterinnen wählten 
Claudia Rüdell einstimmig zu 
ihrer neuen Vorsitzenden.

Claudia Rüdell bedankte sich 
herzlich im Namen des gesam-
ten Gremiums bei Frau Artz für 
die geleistete Arbeit und 
wünschte ihr für den neuen 
Lebensabschnitt viel Glück, al-
les Gute und Gesundheit. 

Für die Position der stellvertre-
tenden Vorsitzenden wurde 
Tania Schönemann vom VBB 
gewählt, da Monika Dünkler 
von der DJG ebenfalls ihr Amt 
niederlegte. Sie gehört aber 
weiterhin der dbb landesfrau-
envertung an, was die neue 
Vorsitzende sehr begrüßte. Ihr 
herzlicher Dank ging an Moni-
ka Dünkler für ihr Engagement 
im Landesfrauenbeirat.

Ebenfalls war das Amt der Ge-
schäftsführerin (vormals Clau-
dia Rüdell) neu zu besetzen. 
Hier wurde Ingrid Fett vom 
BDR zur neuen Geschäftsfüh-
rerin gewählt. 

> Die dbb landesfrauenvertretung rheinland-pfalz Ende Oktober in Mainz. Am oberen Tischende (von links):  
Monika Dünkler, Tania Schönemann, Barbara Artz, Ingrid Fett und Claudia Rüdell.
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Dr. Turner berichtete, dass in 
Großbritannien trotz einer  
zurückgeschraubten Regiona- 
lisierung Tendenzen feststellbar 

seien, wonach im dortigen  
öffentlichen Dienst eine diffe-
renzierte Bezahlung eintreten 
könnte. Demnach wäre vorstell-

bar, dass im Ballungsraum  
London höhere Bezüge gezahlt 
werden als im Norden des Lan-
des. Folglich sei der Blick über 

den Kanal auf Deutschland  
aus britischer Sicht hochinteres-
sant. 
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VG Neustadt zur Urlaubsverordnung

Wie viele Tage sind notwendig?
Innenministerium bereitet konkrete Sonderurlaubsregelung für  
die Betreuung eines erkrankten Kindes vor
Das Verwaltungsgericht Neu-
stadt hat einem verheirateten 
Polizeiamtmann mit zwei Kin-
dern unter zwölf Jahren pro 
Kalenderjahr und Kind Sonder-
urlaub für bis zu sieben Tage 
unter Fortzahlung der Dienst-
bezüge zugestanden, sofern 
die Voraussetzungen des § 45 
Abs. 1 SGB V erfüllt sind und 
dienstliche Gründe nicht ent-
gegenstehen (Urteil vom  
12. September 2012, Az.: 1 K 
375/12.NW).

Streit war 2011 deshalb ent-
standen, weil der Dienstherr 
nicht mehr als insgesamt vier 
Tage Sonderurlaub pro Jahr un-
ter Fortzahlung der Bezüge ge-
währen wollte. Dieses Kontin-
gent hatte der Kläger aber 
2011 bereits wegen einer Er-
krankung seines einen Kindes 
erschöpft, als das andere Kind 
akut und betreuungsbedürftig 
erkrankte, ohne dass eine an-
dere Betreuungsperson als 
eben der Vater zur Verfügung 
gestanden hätte. Der zusätzli-
che fünfte Sonderurlaubstag 
wurde also nicht bewilligt.

Im erfolgreichen Klageverfah-
ren ging es darum, wie die 
rheinland-pfälzische Urlaubs-
verordnung auszulegen ist, die 
im entscheidenden § 31 Abs. 2 
festlegt:

Einem Beamten kann aus an-
deren wichtigen persönlichen 

Gründen (zum Beispiel Nieder-
kunft der Ehefrau oder der  
Lebenspartnerin im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes, 
schwere Erkrankung oder Tod 
eines nahen Angehörigen) Ur-
laub unter Fortzahlung der 
Dienstbezüge in dem notwen-
digen Umfang gewährt wer-
den, wenn dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen.

Während in Urlaubsvorschrif-
ten anderer Dienstherren mitt-
lerweile konkrete Maßgaben 
enthalten sind, ist der Aus-
druck „notwendiger Umfang“ 
in Rheinland-Pfalz interpretati-
onsbedürftig. Gerade beim 
Sonderurlaub aus persönlichen 
Gründen bleibt die Urlaubsver-
ordnung schwammig, wäh-
rend in anderen Tatbeständen 
die Urlaubstage genau gere-
gelt sind, etwa für gewerk-
schaftliche Zwecke, für Teil-
nahmen an Parteivorstandssit-
zungen oder an Olympischen 
Spielen.

Der dbb rheinland-pfalz hat 
seit Jahren kritisiert, dass der 
in der Verordnung angelegte 
Ermessensspielraum, gegen 
den an sich nichts spricht, oft-
mals sehr restriktiv gehand-
habt wurde, was zu sehr unter-
schiedlicher Bewilligungspra-
xis im Land geführt hat.

Die Verwaltungsrichter in Neu-
stadt bestätigten nun, dass zur 

Auslegung des Begriffs „not-
wendiger Umfang“ der für in 
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung pflichtversicherte Ar-
beitnehmer einschlägige § 45 
SGB V und die tarifrechtliche 
Sonderurlaubsvorschift § 29 
TV-L heranzuziehen sind und 
legten auch gleich fest, wel-
chen Rahmen diese Regelun-
gen im Lichte des grundgesetz-
lichen Schutzes der Familie ge-
mäß Art. 6 ziehen:

Umgeklappt auf Beamte, de-
ren Bezüge unter der kranken-
versicherungsrechtlichen Jah-
resarbeitsentgeltgrenze 
(50 850 Euro im Jahr) liegen, 
bedeutet das, dass die in der 
gesetzlichen Krankenversiche-
rung grundsätzlich pro Kind 
möglichen zehn Arbeitstage 
mit Freistellung und Kranken-
geld beamtenrechtlich sieben 
Sonderurlaubstagen entspre-

chen, denn während ein ge-
setzlich Versicherter 70 Pro-
zent seines üblichen Einkom-
mens als Krankengeld wäh-
rend der Freistellung erhält, 
sieht das Urlaubsrecht für Be-
amte volle Bezüge vor. Der nö-
tige Ausgleich wird dadurch 
erreicht, dass man die beam-
tenrechtliche Freistellung auf 
70 Prozent der Tagezahl aus 
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung pro Kind und Jahr 
festlegt.

Oberhalb der genannten Ein-
kommensgrenze zieht der Ta-
rifvertrag für Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst, der pro 
Kind bis zu vier Sonderurlaubs-
tage pro Kind und Jahr für die 
Betreuung bei Krankheit fest-
legt, insgesamt gedeckelt bei 
fünf Tagen im Jahr, was getreu 
des Urteils auch ein Anhalts-
punkt für entsprechend besol-
dete Beamte sein dürfte.

Der dbb rheinland-pfalz wird 
darauf achten, dass bei der 
laut Medienberichten anste-
henden Änderung der Urlaubs-
verordnung gerechte Lösungen 
gefunden werden. 

Liebe Leserin, 
lieber Leser,
die Landesleitung des dbb rheinland-pfalz und 
die „durchblick“-Redaktion wünschen Ihnen 
und Ihren Lieben eine frohe und möglichst 
stressfreie Adventszeit, ein gesegnetes und 
friedliches Weihnachtsfest, schöne und geruh-
same Feiertage sowie einen sicheren Rutsch 
und einen gelungenen Start in ein hoffentlich 
gesundes und glückliches Jahr 2013!
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